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Einleitung 

 

Hegels Feststellung »das Wahre ist das Ganze«
1

 ist die Zusammenfassung 

Jahrtausende langer philosophischer Wahrheitsfindung und zugleich Anspruch 

an alle künftigen Versuche der Wahrheitsfindung.  

In der Rechtswissenschaft kommt diesem Anspruch gleich in zweierlei 

Hinsicht große Bedeutung zu: Einerseits ist es in der Praxis für die Rechts-

anwendung unerlässlich, ein möglichst vollständiges Bild eines Sachverhaltes 

zu erstellen, um urteilen zu können, und damit die Wahrheit letztlich »offiziell« 

festzuhalten. Andererseits ist die Auslegung einer Norm, ohne die Beachtung 

ihrer Stellung im Kontext zu anderen Normen und ohne die Berücksichtigung 

ihrer Intention und ihrer Entstehung, kaum machbar, da der Begriff allein nur 

so viel wert ist, wie die Einigkeit, die in Bezug auf ihn besteht.
2

 Die richtige 

Auslegung einer Norm – so scheint es – kann dabei nur bei Kenntnis aller 

anderen Normen geschehen und nur der Überblick über das Ganze kann die 

Richtigkeit im Detail erzeugen. 

Doch sieht man sich bereits bei der Betrachtung eines größeren Ausschnitts 

des Rechts (vom Ganzen kann erst gar nicht die Rede sein) nicht selten 

Widersprüchen oder zumindest deren Anschein ausgesetzt. Dabei stellt gerade 

die Rechtswissenschaft den unabdingbaren Anspruch der Folgerichtigkeit und 

Widerspruchsfreiheit. Der Grund dafür liegt wohl in der Rechtswissenschaft 

selbst, da ein Widerspruch im Gesetz letztlich wie Willkür und damit wie 

Ungerechtigkeit wirkt. Ein widersprüchliches Gesetz läuft Gefahr, den 

Anspruch zu verlieren, Gesetz zu sein, da es die Fiktion, Gerechtigkeit zu 

schaffen, nicht mehr erzeugen kann; ebenso wie ein Rentenmark-Geldschein 

von 1923 den Anspruch verloren hat, Währung zu sein, da diesbezüglich die 

Fiktion »etwas wert zu sein« nicht mehr allgemein anerkannt ist. 

Europarechtliche Einflüsse im nationalen Recht erschweren zum Teil das 

Vorhaben, in die Auslegung einer Norm alle relevanten Faktoren einfließen zu 

lassen. Hinzu kommt, dass durch die Berücksichtigung einer weiteren 

Rechtsquelle die Gefahr der Aufspaltung in sich geschlossener nationaler 

Systeme und der Erzeugung von Widersprüchen besteht. 

 

Über den rechtlichen Widerspruch im Allgemeinen und den europarechts-

bedingten Widerspruch im Besonderen soll diese Arbeit im Folgenden Auf-

schluss bringen.  

 

 

 

                                                 

1

 Hegel, Phänomenologie des Geistes, S. 16. 

2

 Siehe dazu allein die Auseinandersetzung Larenz mit Hegels Unterscheidung des abstrakten 

und des konkreten Begriffs in Larenz, Methodenlehre der Rechtswissenschaft, S. 345 ff. 
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Erster Teil: Widerspruch und Recht 

 

Obgleich das »Widerspruchsargument« ein beliebtes Argument in Rechts-

wissenschaft und Rechtsprechung darstellt,
3

 ist bis heute weder der Begriff des 

Widerspruchs noch seine rechtliche Beurteilung und Behandlung hinreichend 

geklärt. Die Argumentation mit der Widersprüchlichkeit umgibt eine beinahe 

mystische Unschärfe, in der jeder die Logik auf seiner Seite wähnt. Gerade die 

Tatsache, dass in diesem Zusammenhang sehr schnell auf die Logik abgestellt 

wird, erschwert die Behandlung zusätzlich, da in der Rechtswissenschaft – 

anders als in der Mathematik – die Logik nicht formelhaft dargestellt und 

begründet werden kann,
4

 sondern meist von vorausgegangenen Wertungen 

abhängig ist.
5

 Als Beispiel hierfür soll ein klassischer und an sich einfacher Fall 

aus dem Strafrecht dienen: 

X schlägt Y willentlich aber ohne Tötungsvorsatz auf den Kopf. Y stirbt.  

Eine Strafbarkeit des X aus § 212 StGB scheidet mangels Vorsatzes aus. In 

Betracht kommt aber eine Strafbarkeit des X nach §§ 223, 224 I Nr.5 StGB 

wegen einer das Leben gefährdenden Behandlung. In diesem Zusammenhang 

wird häufig angeführt, es sei grob widersprüchlich, § 212 StGB mangels 

Tötungsvorsatz abzulehnen, dann aber zugleich im Rahmen von §§ 223, 224 I 

Nr. 5 StGB Vorsatz anzunehmen. Schließlich könne X kein Vorsatz bezüglich 

einer lebensgefährlichen Behandlung haben, wenn er nicht einmal dolus 

eventualis bezüglich der Tötung hatte.
6

 Auch hier wird zu schnell auf die 

Widersprüchlichkeit als logischer Mangel abgestellt, dabei kann die Frage der 

Widersprüchlichkeit nur im Lichte der vorangegangenen Definitionen und 

Wertungen beantwortet werden. Für den vorliegenden Beispielsfall bedeutet 

dies hauptsächlich, dass die Frage geklärt werden muss, ob § 224 I Nr. 5 StGB 

eine abstrakte oder eine konkrete Lebensgefährdung voraussetzt.
7

 Lässt man 

eine abstrakte Lebensgefährdung genügen,
8

 so ist die Annahme des Vorsatzes 

bezüglich der Lebensgefährdung kein Widerspruch zur Ablehnung des 

                                                 

3

 Z. B. BVerfGE 98, 106; kritisch zur Verwendung des Widerspruchsbegriffs durch das 

BVerfG in diesem Zusammenhang u. a. Schmidt, FS Canaris Band II, S. 1356 ff..  

Für die Literatur grundlegend insbesondere Canaris, Systemdenken und Systembegriff in der 

Jurisprudenz, S. 112 ff. und Engisch, Die Einheit der Rechtsordnung.  

4

 Zu den Versuchen siehe z. B.: Bund, juristische Logik und Argumentation; Schneider, Logik 

für Juristen; Joerden, Logik im Recht, S. 26 ff. weiterhin Neumann in Kaufmann/Hassemer, 

Einführung in Rechtsphilosophie und Rechtstheorie der Gegenwart, S. 292ff. mit kritischer 

Schlussbemerkung; vgl. auch Berkemann, Prinzip der Widerspruchsfreiheit, S. 166 ff., der in 

Ergebnis zwischen deontischen und logischen Widersprüchen differenziert. 

5

 So auch Schneider, Logik für Juristen, § 16 II.; weiterhin Rüthers, Rechtstheorie, Rn. 693 f.; 

weiterhin Hassemer, ZRP 07, 215. 

6

 Zum Streit siehe zusammenfassend Joecks, Studienkommentar, § 225 Rn. 38 f.. 

7

 Zum Streit siehe zusammenfassend Joecks, Studienkommentar, § 225 Rn. 38. 

8

 BGHSt 2, 160, 163; 36, 1, 9. 
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Tötungsvorsatzes, da sich dann der Vorsatz nur auf die Handlung 

(Körperverletzung) und nicht auf den Erfolg (Tod) beziehen muss. Verlangt 

man hingegen eine konkrete Lebensgefährdung,
9

 dann kommt es in der Tat zu 

einem logischen Bruch: Einerseits hätte man den Tötungsvorsatz im Rahmen 

von § 212 StGB ausgeschlossen, andererseits den Vorsatz bezüglich einer 

konkreten Lebensgefährdung (und damit zumindest dolus eventualis bezüglich 

des Tötungserfolges) bejaht. 

 An diesem Beispiel sieht man, wie sehr die Frage der Widersprüchlichkeit 

von vorangegangenen Entscheidungen in Auslegung und Wertung abhängt.  

 

I. Begriff des Widerspruchs 

 

Berthold Brecht formulierte: »Sich einen Begriff machen, heißt, einen Griff an die 

Sache legen, damit man sie greifen kann«. Insoweit mag es dann auch 

erstaunen, dass sich bis heute keine allgemeine Begriffsbestimmung des Wider-

spruchs im Recht herausgebildet hat.
10

 Noch erstaunlicher ist aber, dass in der 

Literatur offenbar stillschweigend von einem Konsens ausgegangen wird,
11

 

obwohl dieser offenbar nicht vorliegt. Die bestehenden Unterschiede werden 

schlichtweg übergangen, ignoriert oder verschwiegen, obschon sie zu 

verschiedenen Ergebnissen führen.
12

 Für die Rechtswissenschaft, die eigentlich 

für ihre »Streitsucht« bekannt ist, ist diese Feststellung doch ungewöhnlich. Es 

scheint fast so, als fühle man sich mit der Vagheit wohl. 

 

1. Definition 

 

Beim Problem des Widerspruchs handelt sich nicht um ein rein juristisches 

Problem, vielmehr finden sich grundsätzliche Ansätze in der Philosophie und 

Logik. Daher liegt es nahe, zunächst einen Abgleich mit anderen 

Wissenschaften zu versuchen. 

 

 

 

 

 

                                                 

9

 So z. B. Stree, Jura 1980, 281, 291.  

10

 Zu der unübersichtlichen Lage der verschiedenen Ansätze siehe zusammenfassend Peine, 

Das Recht als System, S. 99 ff.. 

11

 Meist bezugnehmend auf die grundlegenden Ausführungen von Engisch, Die Einheit der 

Rechtsordnung, S. 41 ff. 

12

 So nehmen beispielsweise Schmidt, FS Canaris, S. 1355 f. und Höpfner, Die 

systemkonforme Auslegung, S. 51 hinsichtlich ein und desselben Falls unterschiedliche 

Kategorien von Widersprüchen an, ohne dies zu begründen. 
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a) Rein logischer Ansatz 

 

Bei kaum einem anderen Thema berühren sich Philosophie und Logik so 

stark, wie bei der Analyse der Sprache.
13

 Für die Rechtswissenschaft als Teil 

der angewandten Philosophie bedeutet dies, dass sich ein Abgleich mit der 

Begrifflichkeit der Logik geradezu aufdrängt. 

Die klassische Logik setzt den Widerspruch mit dem Begriff der Kontradiktion 

gleich, wonach von der Wahrheit der einen Aussage auf die Falschheit der 

anderen geschlossen werden kann und umgekehrt (die Umkehrbarkeit dieses 

Schlusses ist der entscheidende Unterschied der Kontradiktion zur konträren 

Beziehung).
14

 Daher ist nach der klassischen Logik der Satz: »Das Objekt ist 

rund und das Objekt ist nicht rund« ein Widerspruch. Erste Probleme tauchen 

aber bereits bei dem Satz auf: »Das Objekt ist rund und das Objekt ist eckig«. 

Denn nun hängt die Frage, ob ein Widerspruch vorliegt, im Wesentlichen 

davon ab, wie die sogenannten Prädikatoren
15

 zu verstehen sind – wie also 

»rund« und »eckig« definiert sind. 

 

Daneben kennt die klassische Logik noch die konträre Beziehung zweier 

Aussagen, welche eine Art »minder schweren Fall« eines Widerspruchs dar-

stellt.  

Konträr ist eine Beziehung, wenn zwei Aussagen nicht gleichzeitig wahr, 

dafür aber gleichzeitig falsch sein können.
16

 Ein Beispiel wäre: »Das Objekt ist 

schwarz, das Objekt ist weiß.« Beides kann nicht gleichzeitig wahr, jedoch 

durchaus gleichzeitig falsch sein, da das Objekt z. B. auch rot sein könnte. 

Damit nicht zu verwechseln ist die subkonträre Beziehung. Diese liegt vor, 

wenn zwei Aussagen nicht gleichzeitig falsch, aber dafür gleichzeitig wahr sein 

können.
17

 So ist z. B. die Aussage »Es gibt Objekte, die weiß sind; es gibt 

Objekte, die nicht weiß sind« subkonträr. 

 

All diesen Ansätzen wohnt das Moment der Wahrheit inne. Es muss eindeutig 

beurteilbar sein, dass etwas »wahr« oder »falsch« ist. Da gerade in der 

Rechtswissenschaft die Begriffsauslegung, Wertung und Abwägung eine große 

Rolle spielt, passt daher diese rein mathematisch-logische Definition des 

Widerspruchs mit den Kategorien »wahr« und »falsch« nicht in das Konzept 

                                                 

13

 Vgl. Hoering, Logik in der Philosophie, S. 33 ff.; ausführlich dazu Nortmann, Sprache, 

Logik, Mathematik, S. 17 ff.. 

14

 Vgl. Löffler, Einführung in die Logik, Rn. 305 ff.. 

15

 Zur Prädikatenlogik ausführlich Nortmann, Sprache, Logik, Mathematik, S. 17 ff.. 

16

 Vgl. Löffler, Einführung in die Logik, Rn. 305 ff.. 

17

 Vgl. Löffler, Einführung in die Logik, Rn. 305 ff.. 
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des Rechts.
18

 Es steht sicherlich außer Frage, dass die Logik eine große 

Bedeutung für die Normanwendung und Normsetzung hat,
19

 doch kann sie im 

Grunde erst dann richtig zum Zuge kommen, wenn zuvor die Wertungen und 

Zwecke geklärt wurden. Der Satz vom Widerspruch im rein logischen Sinne 

kann daher erst dann zur Anwendung kommen, wenn sich der Rechtsanwender 

für eine Auslegung/Wertung entschieden hat und diese Entscheidung nicht 

konsequent durchhält (in diesem Falle läge dann ein Revisionsgrund i. S. v. 

§ 545 I ZPO vor).
20

 

 Für die Beurteilung, ob im Gesetz ein Widerspruch vorliegt, taugt diese 

ganz enge Begrifflichkeit aus der klassischen Logik jedoch nicht. Zwar können 

die Aussagen zweier Normen in der Tat kontradiktorisch zueinander stehen,
21

 

doch würde die Beschränkung auf diese wenigen Fälle eine weltfremde 

Verkürzung des allgemeinen Sprachgebrauchs darstellen. 

 

b) Juristischer Ansatz 

 

In der Rechtswissenschaft lassen sich im Großen und Ganzen zwei ganz 

grundsätzliche Ansätze unterscheiden: 

 

aa) Widerspruch unabhängig von Auflösbarkeit 

  

Einerseits wird vertreten, dass ein Widerspruch die Diskrepanz von Normen, 

Wertungen oder Prinzipien darstellt.
22

 Die Frage, ob durch Auslegung oder 

Anwendung von Kollisionsregeln diese Diskrepanz beseitigt werden kann, soll 

danach keine Rolle für den Begriff des Widerspruchs spielen.
23

 

 

 

                                                 

18

 Peine, Das Recht als System, S. 101 und Röhl/Röhl, Allgemeine Rechtslehre, S. 155 wollen 

»wahr und falsch« im Falle der Rechtswissenschaft durch »Geltung und Nichtgeltung« einer 

Norm ersetzen, doch die Frage der Geltung ist erneut wertungsabhängig.  

Die Fuzzy-Logik stellt einen neuen Ansatz gegenüber der klassischen Logik dar, der sich 

dadurch auszeichnet, Logik auch abseits von »wahr« und »falsch« zur Anwendung kommen 

zu lassen. Siehe dazu Priest, Einführung in die nicht-klassische Logik, S. 245 ff., jedoch hilft 

dieser Ansatz nicht bei der Behandlung von Widersprüchen. 

19

 So auch Rüthers, Rechtstheorie, Rn. 694. 

20

 Reinhold in: Thomas/Putzo, § 546 Rn. 13; weiterhin Rüthers, Rechtstheorie, Rn. 694. 

21

 Und zwar bei der sogenannten Kontradiktionen auf der Rechtsfolgenseite, wenn also 

derselbe Tatbestand zu zwei entgegengesetzten Rechtsfolgen führt. Dazu ausführlich 

Höpfner, Die systemkonforme Auslegung, S. 24 f.. 

22

 BVerfGE 98, 106, 119. 

23

 Im Umkehrschluss bei Jarass in: Jarass/Pieroth, § 20 Rn. 63; weiterhin Rüthers, 

Rechtstheorie, Rn. 272; Peine, Das Recht als System, S. 99 ff.; alle drei gehen jedenfalls 

stillschweigend von einer Auflösbarkeit aus. 


